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Abréviations

BAG Bundesamt für Gesundheit
RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
EGMR Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte
StGB Schweizerisches Strafgesetzbuch
AIDS Acquired Immune Deficiency Syndrome
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
HIV Humanes Immundefizienz-Virus
BetmG Bundesgesetz über die Betäubungsmittel und die psychotropen Stoffe

(Betäubungsmittelgesetz)
KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und

-direktoren

OFSP Office fédéral de la santé publique
CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
CrEDH Cour européenne des droits de l'homme
CP Code pénal suisse
SIDA Syndrome de l'immunodéficience acquise
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
VIH Virus de l'immunodéficience humaine
LStup Loi fédérale sur les stupéfiants et les substances psychotropes (Loi sur

les stupéfiants)
CCDJP Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux

de justice et police
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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Droit pénal

Das Bundesgericht hat 2010 entschieden, den Grundsatz zu streichen, nach dem
automatisch Strafminderung erhält, wer zuvor noch nie straffällig geworden ist.
Lediglich in Ausnahmefällen solle diese Praxis noch angewandt werden. 1

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 16.03.2010
MARC BÜHLMANN

Für Kontroversen sorgte der Protest des Walliser Hanfbauern Bernard Rappaz, der mit
einem rund hunderttägigen Hungerstreik einen Unterbruch seines Strafvollzugs
erzwingen wollte. Die Frage, ob ein bewusstloser sich im Hungerstreik befindender
Häftling zwangsernährt werden dürfe, beschäftigte Ethik- und Rechtsexperten, aber
auch die Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren (KKJPD). Auch der
Entscheid von Regierungsrätin Kalbermatten (VS, sp), die Haftstrafe aufgrund der
Weigerung der Ärzte im Berner Inselspital, Rappaz unter Zwangsernährung zu stellen, in
einen Hausarrest umzuwandeln, warf hohe Wellen. Das Bundesgericht wies Rappaz‘
Gesuch auf Haftunterbruch am 26. August 2010 schliesslich zurück und leitete aus der
polizeilichen Generalklausel eine Billigung der Zwangsernährung als letztes legitimes
Mittel zum Schutz von Leib und Leben ab. In der Urteilsbegründung wandte sich das
Gericht auch gegen ethische Bedenken von Ärzten. Mehrere Bundesrichter forderten
das Parlament daraufhin auf, eine einheitliche gesetzliche Grundlage für den Umgang
mit Zwangsernährung zu schaffen. Nachdem Rappaz wieder in Haft genommen wurde,
trat er erneut in den Hungerstreik. Im November weigerten sich die Ärzte des Genfer
Unispitals jedoch, eine Zwangsernährung einzuleiten. Der Walliser Grosse Rat lehnte ein
Gnadengesuch Rappaz‘ ab und das Bundesgericht verweigerte ein drittes Mal einen
Antrag auf Haftunterbuch. Der Europäische Menschenrechtsgerichtshof (EGMR), der
den Fall auf Antrag des Hanfbauern untersuchen will, forderte ein Ende des
Hungerstreiks. Dieser Forderung kam der Walliser am 24. Dezember 2010 nach. Gleich
zwei CVP-Bundesparlamentarier aus dem Kanton Wallis reagierten im Berichtsjahr auf
den Vorfall. Roberto Schmidt reichte eine Motion ein und Viola Amherd verfasste eine
parlamentarische Initiative. Beide Vorstösse fordern eine einheitliche Regelung im
Umgang mit Zwangsernährung. 2

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 24.12.2010
MARC BÜHLMANN

In der aufgrund des Falls des Walliser Hanfbauern Bernard Rappaz aktuell gewordenen
Frage, inwieweit Ärzte bei Hungerstreiks zur Anordnung von Zwangsernährung forciert
werden können, machte das Bundesgericht einen Schritt zurück und liess die Frage
vorerst unbeantwortet. Grund war der Abbruch des Hungerstreiks durch Rappaz,
wodurch die Frage obsolet geworden war. 3

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 18.02.2011
NADJA ACKERMANN

Die linksradikale Zürcher Politikaktivistin Andrea Stauffacher wurde vom
Bundesstrafgericht zu einer 17-monatigen unbedingten Freiheitsstrafe verurteilt. Ihr
wurde angelastet, zwischen 2002 und 2007 fünf Sprengstoffanschläge gegen Gebäude
verübt zu haben. 4

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 08.11.2011
NADJA ACKERMANN

Ein in Appenzell Ausserrhoden zu einer Busse von 100 Franken verurteilter
Nacktwanderer wurde mit seiner Beschwerde beim Bundesgericht abgewiesen. Dieses
besagte in seinem Urteil, dass Freikörperkultur auf Wanderungen in der Schweiz von
den Kantonen eigenständig geregelt werden dürfe. In Appenzell Innerrhoden zieht
Nacktwandern künftig eine Busse nach sich. 5

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 18.11.2011
NADJA ACKERMANN
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Ein grosses Medienecho gab es für das Gerichtsverfahren im Fall des Au-Pair-Mädchens
Lucie Trezzini, welches am 4. März 2009 Opfer eines Gewaltverbrechens wurde. Das
Bezirksgericht Baden verurteilte den Wiederholungstäter Daniel H. am 29. Februar 2012
wegen Mordes zu einer lebenslänglichen Freiheitsstrafe. Die Richter stuften den
Mörder zwar als „derzeit unbehandelbar“, jedoch nicht als untherapierbar, ein, weshalb
sie nicht die lebenslängliche sondern die normale Verwahrung wählten, bei welcher
Daniel H. regelmässig einem psychologischen Gutachten unterzogen wird. Dieses Urteil
entsprach der Forderung der Verwahrungsinitiative von 2004, welche „dauerhaft nicht
therapierbare“ Täter lebenslänglich verwahren will. Dennoch liess das Urteil die
Diskussion über die Verwahrungsinitiative und deren Umsetzung wieder aufleben und
Forderungen nach einer lebenslänglichen Verwahrung von Daniel H. wurden laut. So will
der Aargauer Staatsanwalt den Fall weiterziehen und eine lebenslängliche Verwahrung
erwirken. Der Fall zeigte jedoch auch das unklare Verhältnis zwischen Haft und
Verwahrung: Auch bei einem Urteil zu lebenslänglicher Haft, kann der Straftäter nach
fünfzehn Jahren laut Gesetz einen Antrag auf bedingte Entlassung stellen. Wird die
Frage nach seiner Rückfälligkeit negativ beantwortet, kann der Täter entlassen werden.
Was dann mit der Verwahrung geschehen würde, ist unklar. Das seit 2007 in Kraft
stehende Strafgesetzbuch schweigt nämlich zu der Frage, wann die Strafzeit für einen
Lebenslänglichen endet und seine Verwahrung beginnt. Das Urteil veranlasste auch die
Initiantin der Verwahrungsinitiative, Anita Chaaban, eine Revision des
Strafgesetzbuches anzustreben, nach der auch ein „auf lange Sicht nicht
therapierbarer“ Täter lebenslang verwahrt werden kann. 6

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 01.03.2012
NADJA ACKERMANN

Mit der Revision der Rechtsprechung, wonach die willentliche Ansteckung mit HIV
nicht mehr per se als lebensgefährliche Körperverletzung verurteilt werden soll, trug
das Bundesgericht den medizinisch-therapeutischen Fortschritten in diesem Bereich
Rechnung. Da eine Infektion mit AIDS an sich heute nicht mehr lebensgefährlich sei,
sollten auch mildere Strafen für schwere oder einfache Körperverletzung
ausgesprochen werden können. 7

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 19.03.2013
NADJA ACKERMANN

Im Fall Lucie Trezzini entschied das Bundesgericht, dass der Mörder Daniel H. doch
nicht lebenslang verwahrt wird. Damit hiess es eine Beschwerde von Daniel H. gegen
den Entscheid des Aargauer Obergerichts, das ihn lebenslang verwahren wollte, gut. Nur
wer tatsächlich auf Lebzeiten als unbehandelbar gälte, dürfe lebenslang verwahrt
werden. Unter dauerhafter Untherapierbarkeit sei laut Bundesgericht «ein mit der
Person des Täters verbundener, unveränderbarer Zustand auf Lebzeiten» zu verstehen.
Eine Untherapierbarkeit in Grössenordnung des Schwellenwerts von zwanzig Jahren
reiche nicht aus. Damit fällte das Bundesgericht einen Grundsatzentscheid, was unter
„dauerhaft nicht therapierbar“ zu verstehen ist. Laut der 2004 angenommenen
Verwahrungsinitiative sollte in diesem Fall ein Straftäter lebenslang und ohne
periodische Überprüfung verwahrt werden. Das Aargauer Obergericht hatte in Folge
noch zu entscheiden, ob Daniel H. nach dem Absitzen der lebenslänglichen
Freiheitstrafe ordentlich verwahrt werden sollte. Auch eine ordentliche Verwahrung
könnte faktisch lebenslang dauern. Die Initiantin Anita Chaaban zeigte sich enttäuscht
über den Entscheid des Bundesgerichts und erwog die Lancierung einer neuen
Volksinitiative. Diese soll sicherstellen, dass Personen, die bei der Haftentlassung von
Straftätern Fehlentscheide treffen, zur Verantwortung gezogen werden können. 8

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 06.12.2013
NADJA ACKERMANN

Internationale Beachtung fand das Strafverfahren gegen Erwin Sperisen. Der ehemalige
Polizeichef Guatemalas wurde zwei Jahre nach seiner Festnahme zu einer lebenslangen
Freiheitsstrafe verurteilt.  Das Genfer Strafgericht sprach ihn im Vorwurf schuldig, bei
der Erstürmung des Gefängnisses Pavón 2006 die Ermordung von sechs Häftlingen
angeordnet zu haben. Das Urteil wurde auch in Guatemala verfolgt und dort von jenen
begrüsst, die das Land auf dem Weg in Richtung rechtsstaatlicher Verhältnisse sehen. 9

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 04.06.2014
NADJA ACKERMANN
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Droits fondamentaux

Die Rechtsprechung war weiterhin mit der Suche nach einer einheitlichen Auslegung
des Antirassimusgesetzes befasst. In Genf wurde die erstinstanzliche Verurteilung
eines Buchhändlers bestätigt, der ein antisemitische Passagen enthaltendes Buch des
französischen Philosophen Roger Garaudy verkauft hatte. Da der Buchhändler nicht aus
antisemitischen Gründen gehandelt habe, reduzierte das Gericht die Busse. In einem
analogen Fall hatte demgegenüber das Waadtländer Kantonsgericht einen
erstinstanzlich verurteilten Buchhändler mit der Begründung freigesprochen, dass nur
der Autor und der Herausgeber derartiger Publikationen bestraft werden können. Das
Bezirksgericht Baden (AG) sprach gegen zwei notorische Holocaust-Leugner, den Basler
Publizisten Jürgen Graf und dessen Verleger, den im Aargau lebenden Deutschen
Gerhard Förster, exemplarisch hohe Strafen aus. Sie wurden zu einem unbedingten
Freiheitsentzug von 15 resp. 12 Monaten verurteilt. 10

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 05.09.1998
HANS HIRTER

Der Hitlergruss stellt keine Verletzung der Anti-Rassismus-Strafnorm dar. Dies
entschied das Bundesgericht in Aufhebung eines Urteils gegen einen Neo-Nazi, der
2010 im Rahmen einer unbewilligten, rechtsextremen Demonstration auf dem Rütli die
Hand zum Hitlergruss erhoben hatte. Nicht die öffentliche Bekennung zum
Nationalsozialismus allein, sondern erst die Verbreitung bzw. die Propaganda
rassendiskriminierender Ideologien erfülle den Tatbestand dieser Strafnorm. Das
Verdikt wurde in rechtsextremen Kreisen gefeiert und sorgte weltweit für Schlagzeilen.
In Reaktion auf das Urteil wollten mehrere Parlamentarier Vorstösse für ein Verbot
rassistischer Symbole einreichen. 11

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 22.05.2014
NADJA ACKERMANN

Ordre public

Nachdem die Genfer Regierung 2012 das Kundgebungsgesetz verschärft hatte, legten
mehrere linke Organisationen Beschwerde beim Bundesgericht ein. Das neue Gesetz
verstosse gegen die Demonstrationsfreiheit. Das Bundesgericht gab den
Beschwerdeführern nur in einem Punkt Recht: Es sei nicht zulässig, dass einem
Veranstalter die Bewilligung für Demonstrationen bis zu fünf Jahre verweigert würde,
wenn es ohne dessen Verschulden bei einer vorgängigen Demonstration zu Krawallen
gekommen war. 12

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 27.09.2013
NADJA ACKERMANN

Die zweite und verschärfte Auflage des Hooligan-Konkordats von 2012 muss leicht
revidiert werden. Dies beschloss das Bundesgericht, indem es im Januar 2014 eine
Beschwerde des Basler Grossrats Tobit Schäfer (sp, BS) teilweise guthiess. So
verstiessen die Mindestdauer des Rayonverbots von einem Jahr und die automatische
Verdoppelung der Meldeauflage bei unentschuldbarer Verletzung der Meldepflicht
gegen das Verhältnismässigkeitsprinzip. Die Konferenz der kantonalen Justiz- und
Sicherheitsdirektoren (KKJPD) nahm den Entscheid gelassen hin. Während die
Erhöhung der Meldeauflage sowieso nur wenige Fälle pro Jahr beträfe, käme die
Herabsetzung der Mindestdauer des Rayonverbots gar einer Verschärfung des
Konkordats gleich, da dann auch bei geringfügigeren Vergehen Rayonverbote verhängt
werden könnten. Die übrigen Bestimmungen sah das Bundesgericht als
grundrechtskonform an. Eine Woche nach dem Entscheid beschloss der Baselbieter
Landrat, dem Konkordat nicht beizutreten. Eine Volksinitiative in beiden Basel ist
wahrscheinlich. Im April heizten Ausschreitungen beim Cupfinal in Bern sowie nach
dem Spiel des GC gegen den FCB in Basel die Diskussion über den Umgang mit
gewaltbereiten Fans weiter an. Insbesondere eine Haftpflicht für Schäden an Fanzügen
wurde gefordert. 13

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 10.01.2014
NADJA ACKERMANN
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Institutions et droits populaires

Mandat parlementaire

Eigentlich ist im Parlamentsgesetz (Art. 47) geregelt, dass vertraulich sei, was
parlamentarische Kommissionen beraten. Allerdings wird diese Regel wohl ziemlich
häufig verletzt, da Verbände oder Fraktionsangehörige, aber auch
Medienvertreterinnen und -vertreter häufig Informationen über Kommissionssitzungen
erhalten dürften. Geben die Medien diese Informationen preis, kann dies für sie selber
allerdings rechtliche Folgen haben. In der Tat war 2016 ein Journalist der Basler Zeitung
von der Bundesanwaltschaft per Strafbefehl zu einer Geldbusse von CHF 300 verurteilt
worden, weil er in seinem Zeitungsbeitrag detaillierte Diskussionspunkte und
Abstimmungen der RK-NR im Vorfeld der Beratungen zum Geldspielgesetz aufgelistet
hatte. Zwar war im damaligen Verfahren nicht klar geworden, woher die Informationen
stammten, der Medienschaffende wurde aber wegen Publikation geheimer
Informationen bestraft (StGB Art. 293). Dies blühte auch einem Blick-Journalisten, der
Anfang Mai von einer Sitzung der RK-NR zur Aktienrechtsreform berichtete, bei welcher
Hans-Ueli Vogt (svp, ZH) den Raum verlassen habe. Die Gründe für diesen «Eklat im
Bundeshaus», wie der Blick titelte, wurden sehr detailliert, mit Nennung der Personen
und ihren Aussagen während der Sitzung ausgeführt. Zahlreiche Medien, darunter gar
ein deutsches Nachrichtenportal, nahmen den Ball auf. Es sei zum Eklat gekommen,
weil Vogt nicht der gleichen Meinung gewesen sei wie seine Partei und die SP ihm
vorgeworfen habe, als Kommissionssprecher – Vogt wäre dafür vorgesehen gewesen –
nicht glaubwürdig zu sein. Die verbalen Angriffe gegen den Zürcher seien sehr heftig
gewesen. Ende Mai reichte die RK-NR bei der Bundesanwaltschaft Strafanzeige gegen
unbekannt wegen Verletzung des Kommissionsgeheimnisses ein. 14

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 31.05.2018
MARC BÜHLMANN

Politique étrangère

Relations avec d'autres Etats

En novembre, après une procédure longue de dix ans, le fils de l’ancien dictateur
nigérian Abba Abacha a été condamné en Suisse pour participation à une organisation
criminelle. 350 millions de francs ont été confisqués, la partie présente dans les
banques suisses ayant été restituée à l’Etat nigérian. 15

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 21.11.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Nach einer Strafanzeige durch das EDA ermächtigte der Bundesrat die
Bundesanwaltschaft Anfang Juni, aufgrund der Geiselnahme von Rachid Hamdani und
Max Göldi Ermittlungen gegen das Gaddafi-Regime aufzunehmen. 16

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 07.06.2011
ANITA KÄPPELI

Armée

Organisation militaire

Le Conseil fédéral souhaite restreindre le traitement de la justice militaire des
infractions commises par des personnes civiles. Ainsi, seules les juridictions pénales
ordinaires devraient être habilitées à statuer sur les violations des dispositions relatives
à la protection du secret commises en temps de paix par des personnes civiles sans la
complicité de militaires. Concernant les autres délits relevant de la compétence
militaire, il entend pouvoir, au cas par cas, les attribuer aux autorités civiles
lorsqu'aucune raison matérielle ne justifie le recours à la justice militaire. Les
modifications légales – relatives au code pénal militaire, au code pénal et la loi fédérale
concernant la protection des ouvrages militaires – ont été soumises en consultation.
Deux variantes sont proposées: des nouvelles dispositions dans le droit pénal ou la
possibilité de déférer devant la justice pénale ordinaire. La procédure de consultation
prendra fin en avril 2021. 17

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 18.12.2020
DIANE PORCELLANA
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Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Epidémies

Das Bundesgericht fällte einen Grundsatzentscheid, der nicht ohne Folgen für die
Sozialversicherungen und den Arbeitsbereich bleiben dürfte. Das BAG und die
Eidgenössische Fachkommission für AIDS-Fragen hatten immer wieder betont, HIV-
Seropositivität sei wohl ein behandlungsbedürftiger Zustand, nicht aber eine
eigentliche Krankheit. Der Kassationshof des Bundesgerichts bestätigte nun die
Verurteilung eines HIV-Positiven mit der Begründung, die Übertragung des AIDS-Virus
auf einen ahnungslosen Intimpartner bedeute eine vorsätzliche schwere
Körperverletzung und eine vorsätzliche Verbreitung einer gefährlichen übertragbaren
menschlichen Krankheit (Art. 122 und 231 StGB). 18

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 03.07.1990
MARIANNE BENTELI

Stupéfiants

Im Juli 2019 gab ein Entscheid des Bundesgerichts über den Besitz von Cannabis bei
Jugendlichen zu reden. Es sprach einen 16-Jährigen aus Winterthur, der mit 1.4 Gramm
Marihuana erwischt worden war, frei und hob damit einen Strafbefehl und einen
Verweis der Jugendstrafanwaltschaft auf. Damit machte das Bundesgericht klar, dass
von der 2012 vorgenommenen Änderung des BetmG, die es Erwachsenen erlaubt, 10
Gramm Cannabis straffrei auf sich zu tragen, und sie beim Konsumieren nur noch mit
einer Ordnungsbusse statt mit einer Strafuntersuchung zu bestrafen, ersterer Teil auch
für Teenager gelten soll. Dies obwohl der Bundesrat in der Medienmitteilung zum
Inkrafttreten der Revision Folgendes geschrieben hatte: «Für Jugendliche, die
Cannabis konsumieren, gilt diese Gesetzesrevision nicht. Sie werden weiterhin in einem
ordentlichen Verfahren nach der Jugendstrafprozessordnung beurteilt.» Der Konsum
der Droge durch Minderjährige wird allerdings immer noch strafrechtlich verfolgt. 
Nicht zufrieden mit dem Urteil zeigten sich Andrea Geissbühler (svp, BE) und Thomas de
Courten (svp, BL). Das Gericht habe sich über den Willen des Parlaments hinweggesetzt,
welches lediglich eine Lockerung für Volljährige beabsichtigte, so Geissbühler. Weiter
warf sie dem Bundesgericht Naivität vor. De Courten liess verlauten, dass niemand im
Besitz von Cannabis sei, «um es sich unter das Kopfkissen zu legen». Der SVP-Politiker
und seine Parteikollegin beabsichtigen beide, politische Vorstösse zu lancieren, um das
Gesetz zu verbessern. Da der Bundesrat einen Experimentierartikel zur Cannabisabgabe
einführen wollte, war das BetmG zum Zeitpunkt des Urteils ohnehin in Revision. Die
Oberjugendanwaltschaft Zürich, deren Urteil an das Bundesgericht weitergezogen
worden war, bedauerte den Entscheid des Bundesgerichts, da man sich aus Sicht des
Jugendschutzes einen anderen Ausgang erhofft habe. 19

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 20.07.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Assurances sociales

Assurances sociales

In einem Leitentscheid anerkannte das Bundesgericht erstmals ausdrücklich ein
ungeschriebenes Verfassungsrecht auf ein Minimum an staatlicher Fürsorge, das aus
der persönlichen Freiheit und aus der Menschenwürde abgeleitet wird. Auch wer durch
sämtliche sozialen Sicherheitsnetze gefallen ist, soll keine Bettelexistenz führen
müssen. Praktisch bedeutsam wird die Anerkennung dieses Grundrechtes vorwiegend
in Ausnahmefällen, in denen die zahlreichen Gesetze von Bund, Kantonen und
Gemeinden den Notbedarf einer Person nicht decken. Das Urteil wurde von drei
Staatenlosen erfochten, denen der Kanton Bern aufgrund ihrer prekären
fremdenpolizeilichen Situation Fürsorgeleistungen verweigert hatte. 20

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 28.10.1995
MARIANNE BENTELI

1) Presse vom 16.3.10.
2) Presse vom 15.4 bis 25.12.10; Bundesgerichtsentscheid: Presse vom 27.8.10; Urteilsbegründung: Presse vom 26.10.10.
3) Urteil 6B_1011/2010; TA, 23.2.11
4) NZZ, 9.11.11; SoS, 11.10.11.
5) Urteil 6B-345; NZZ, 18.11.11.
6) TA, 1., 2. und 5.3.12; NZZ, 2.3.12.
7) BGer 6B_337_2012 vom 19. März 2013.pdf; NZZ und TA, 4.4.13.
8) Presse vom 6.12.13
9) LT, 7.6.14; NZZ, 4.6., 7.6.14; TA, 7.6.14
10) NZZ, 24.2.98; AT, 14.7.98; WoZ und Ww, 23.7.98; LT, 5.9.98; Plädoyer, 1998.
11) Presse vom 22.5.14.
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12) NZZ, 27.9.13
13) BLZ, 17.1.14; NZZ, 29.4.14; Presse vom 10.1.14; Presse vom 24-26.4.14
14) Blick, 5.5.18; AZ, TA, 7.5.18; NZZ, TA, 31.5.18
15) LT, 21.11.09.
16) NZZ, 7.6.11.
17) Communiqué de presse du DDPS du 18.12.20; Rapport explicatif du 11.12.2020
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